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Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

die Ergebnisse des ersten eGovernment Monitor 
im vergangenen Jahr ließen nur einen Schluss zu: 
Die Möglichkeiten für eine schnellere und gezielte‑
re Kommunikation zwischen Bürger und Staat sind 
in Deutschland bei weitem nicht ausgeschöpft. 
Während die digitalen Kommunikationswege im 
privaten und beruflichen Umfeld in fast allen Be‑
reichen Einzug gehalten haben, ist deren Poten‑
zial für den lebendigen und schnellen Austausch 
zwischen Bürger und Behörde bisher kaum über 
das Anfangsstadium hinausgegangen. Zwar sind 
die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland mit 
den online‑Angeboten „ihrer“ Verwaltung heu‑
te zufriedener als vor einem Jahr. Allerdings sind 
die Vorbehalte, die einer intensiveren nutzung von 
E‑Government‑Angeboten entgegenstehen, heute 
deutlich ausgeprägter als noch vor Jahresfrist.

Dies zeigt die von Grund auf überarbeitete neu‑
auflage des eGovernment Monitor: neben dem 
neuen Design wurde entsprechend der Bedeutung 
des themas eine inhaltliche Erweiterung umge‑
setzt. neben Deutschland sind daher erstmals auch 
Großbritannien, Österreich und Schweden in die 
Umfrage einbezogen worden. Denn ein Blick über 
die Grenzen lohnt sich. Die angesprochenen eu‑
ropäischen nachbarn haben bei der nutzung und 
bei der Akzeptanz von E‑Government‑Angeboten 
in vielen Belangen gegenüber Deutschland einen 
deutlichen Vorsprung. Besonders in Österreich und 
Schweden gilt: Wer internetnutzer ist, kommuniziert 
zum Großteil (knapp 70 Prozent) bereits digital mit 
den zuständigen Behörden.

Ursache ist auch die geringe Präsenz des themas 
auf der tagesordnung deutscher Politik und Behör‑
den. Entsprechend ist für viele Bürgerinnen und 
Bürger der nutzen von E‑Government‑Angeboten 
über die elektronische Steuerklärung hinaus kaum 
erkennbar. Damit der digitale Behördengang einen 
echten Mehrwert bietet, sind vor allem drei Aspekte 
entscheidend: Sicherheit, nutzerfreundlichkeit und 
umfassende information. insbesondere die the‑
men Datensicherheit und Datenschutz sind wich‑
tiger denn je. Gerade im Bereich E‑Government, 
ist eine sichere Übermittlung sowie der effektive 
Schutz hochsensibler Daten unverzichtbar.

Über den reinen Verwaltungsakt hinaus kommt 
Bürgernähe auch durch die Bereitstellung von ak‑
tuellen und leicht auffindbaren informationen zum 
Ausdruck. Dergestalt kann Bürgernähe auch Basis 
für echte Bürgerbeteiligung sein und letztlich de‑
mokratiestiftend wirken. Auch hier zeigt die Studie, 
dass vorhandene Möglichkeiten zur Bürgerpartizi‑
pation im internet noch zu wenig bekannt sind.

60 Prozent der Bürgerinnen und Bürger sind heu‑
te überzeugt, dass die mobile internetnutzung via 
Smartphone oder tablet‑Computer künftig immer 
größere Bedeutung bei der information und bei der 
Abwicklung von Behördengängen im internet ha‑
ben wird. Dies stellt ganz neue Herausforderungen 
an die Anbieter von E‑Government‑Angeboten. 
Man darf gespannt sein, ob der nächste eGovern‑
ment Monitor die dringend notwendigen Ent‑
wicklungssprünge zeigen wird.

Vorworte

York von Heimburg
Präsidiumsmitglied der initiative D21
Vorstand iDG Communications Media AG
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Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

Die positive Aufnahme und Akzeptanz neuer 
Dienste und Anwendungen durch die nutzer ist 
ein wesentliches Ziel und Erfolgsfaktor aller it‑in‑
novationen, so auch von E‑Government. Um den 
Erfolg und die reife von E‑Government beurteilen 
zu können, wurde bislang v.a. das E‑Government‑
Angebot, d.h. die Verfügbarkeit von online‑Behör‑
dendiensten in zahlreichen Untersuchungen be‑
trachtet. nur selten jedoch wurde untersucht, wie 
die potenziellen nutzer – die Bürger – dazu stehen 
und ob die entwickelten Dienste tatsächlich dem 
Bedarf der Anwender entsprechen.

Während E‑Commerce, online‑Banking und So‑
cial Media mittlerweile eine breite Akzeptanz in 
der Gesellschaft finden, bleibt die nutzung von 
E‑Government‑Angeboten heute oft hinter den 
Erwartungen zurück, und es stellt sich die Frage, 
wie E‑Government‑Angebote attraktiver oder nut‑
zerorientierter gestaltet werden können. Bürgern 
fällt es in der regel schwer zu formulieren, welche 
E‑Government‑Dienste sie denn gerne hätten, und 
wie diese genau ausgestaltet sein sollen. Ein Haupt‑
grund hierfür liegt sicherlich in den vergleichsweise 
seltenen Berührungspunkten eines Bürgers mit der 
Verwaltung – in der regel sind es nur 1‑2 Kontakte 
im Jahr.

Aus diesem Grund gehen wir mit dem eGovernment 
Monitor einen neuen und innovativen Weg: Wir 
fragen die Bürger verschiedener Länder Europas 
selbst, wie sie treiber und Hemmnisse einschät‑
zen und diskutieren damit erstmals die Frage, was 

aus Sicht der Bürger für oder gegen eine nutzung 
von E‑Government‑Angeboten spricht. Ausgehend 
von bestehenden Erfahrungen mit E‑Government 
können so wahrgenommene Vorteile und Stärken, 
aber auch Befürchtungen und nutzungsbarrieren 
ermittelt und Maßnahmen zur Verbesserung des 
Angebots und seiner Akzeptanz abgeleitet werden. 
Bedürfnislücken können frühzeitig erkannt und ziel‑
genau bearbeitet werden.

Der eGovernment Monitor ist als jährliche Se‑
rie von Umfragen angelegt, so dass die Wirkung 
von Maßnahmen und neuen Angeboten über die 
Zeit beobachtet werden kann. Ein stabiler Kern von 
Fragen wird durch jährlich wechselnde themen er‑
gänzt. Zudem ermöglicht der Vergleich zwischen 
den befragten Ländern das Lernen von Erfolgen 
anderer.

ipima und seine Partner haben sich mit dem 
eGovernment Monitor die Etablierung einer pra‑
xisorientierten Studie als Grundlage für die Wei‑
terentwicklung von E‑Government in Deutschland 
zum Ziel gesetzt.

Dr. Petra Wolf
Executive Director

ipima

Prof. Dr. Helmut Krcmar
Scientific Director

ipima
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E‑Government wurde in den vergangenen Monaten 
national und international durch die Arbeit an neu‑
en strategischen Ansätzen geprägt. Ein Meilenstein 
stellte die im September 2010 vom it‑Planungsrat 
beschlossene „nationale E‑Government Strategie“ 
dar. Auch auf europäischer Ebene wurden mit dem 
„Europäischen E‑Government‑Aktionsplan 2011 – 
2015“ konkrete Ziele und Maßnahmen formuliert. 
Damit sind wichtige und richtige Weichen gestellt, 
um die digitalen Chancen auszuschöpfen. Bund, 
Länder und Gemeinden arbeiten daran, diese Ver‑
einbarungen umzusetzen – in konkrete Projekte, 
regelungen und sichere online‑Angebote für Bür‑
gerinnen und Bürger. 

Der Fokus in Deutschland liegt nicht darauf, jedem 
trend in der informations‑ und Kommunikations‑
technik zu folgen und nur die Quantität elektroni‑
scher Angebote zu steigern. Aus meiner Sicht geht 
es vor allem darum, die Qualität im E‑Government 
abzusichern. Wir haben frühzeitig das thema it‑
Sicherheit auf die Agenda gesetzt und arbeiten 
intensiv daran, den Schutz elektronischer identitä‑
ten, die Sicherheit von infrastrukturen sowie Daten‑
schutz und Datensicherheit zu erhöhen. Dass dies 
ein wichtiger Schlüssel ist, um eine breite Akzep‑
tanz von E‑Government zu erzielen, bestätigt die 
vorliegende Studie: Für die nutzer müssen elek‑
tronische Verwaltungsangebote nicht nur vielfältig 
und bequem, sondern zuverlässig und sicher sein.

E‑Government bedeutet auch, dass sich die Ver‑
waltung öffnet. Der eGovernment Monitor 2011 
verdeutlicht, dass online‑Beteiligungsmöglichkei‑
ten von den Bürgerinnen und Bürgern mehrheitlich 
geschätzt werden. Mit dem regierungsprogramm 
„Vernetzte und transparente Verwaltung“ forcie‑
ren wir in Deutschland die Möglichkeit von open 
Government und E‑Partizipation.

Es hat sich gezeigt, dass E‑Government umso er‑
folgreicher ist, je intensiver wir die wichtigen Akteure 
– Wissenschaft, Wirtschaft, Bürger – einbinden und 
über Verwaltungsgrenzen hinweg zusammenarbei‑
ten. Große Projekte, wie der neue Personalausweis, 
De‑Mail oder D115, profitieren bereits davon.

Der eGovernment Monitor 2011 schafft eine 
wichtige rückkoppelung zwischen der Verwaltung 
als Anbieter und den Bürgerinnen und Bürgern als 
Anwender von E‑Government in Deutschland. Er 
bietet zudem die Möglichkeit, einen Vergleich mit 
anderen europäischen Ländern zu ziehen.

Cornelia rogall‑Grothe
Beauftragte der Bundesregierung für informationstech‑

nik und Staatssekretärin im Bundesministerium des 

innern

Einführung

E-Government in Deutschland: Potentiale gemeinsam nutzen
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Die dynamische Weiterentwicklung von E‑Govern‑
ment ist Fakt: Vom virtuellen rathaus hin zu mo‑
dernen online‑transaktionen. Bürger wollen nicht 
mehr nur den online‑Selbstbedienungsladen der 
Verwaltung, sondern fordern aktive Beteiligungs‑
möglichkeiten an der Gestaltung der Politik für ih‑
ren Lebensraum.

Der Staat muss sich seinen Bürgern deshalb noch 
mehr als bisher öffnen, um das Kreativpotenzial 
der Gesellschaft zu nutzen: Die transparenz öffent‑
lichen Handelns und die Partizipation an wichtigen 
Entscheidungen in Politik und Verwaltung müssen 
im Zuge einer zunehmenden Vernetzung der Ge‑
sellschaft durch Web 2.0 und Social Media gezielt 
ausgebaut werden. 

ich habe deshalb den „netzdialog Bayern“, eine 
Fachtagung für Bürger, Politik und Wirtschaft, ini‑
tiiert, um die Paradigmen open Data und open 
Government gezielt aufzugreifen und mit Experten 
aus Politik und Verwaltung, Wirtschaft und Wissen‑
schaft sowie der Web‑2.0‑Szene zu diskutieren. 

Damit die Angebote des Staates kein Selbstzweck 
bleiben, ist die Auseinandersetzung mit den Anfor‑
derungen der nutzer eine entscheidende Voraus‑
setzung. Hemmnisse für E‑Government müssen 
identifiziert, der Zweck bestehender online‑Dienste 
ermittelt, die Befürchtungen und Ängste der Bürger‑

innen und Bürger festgestellt werden, um die Mög‑
lichkeiten des Web 2.0 zielgerichtet für Verwaltung 
und Politik nutzen zu können. 

initiiert durch die technische Universität München 
haben die Partner des eGovernment Monitor 
deshalb eine zielgenaue Bürgerumfrage durchge‑
führt. Die vorliegenden Ergebnisse dieses eGover‑
ment Monitor sind für mich eine wertvolle Un‑
terstützung, um open Data und open Government 
politisch zu gestalten. 

Um einen besseren Zugang zu öffentlichen Daten 
der Verwaltung zu ermöglichen und damit zusätz‑
liche Mehrwerte für Bürgerinnen und Bürger sowie 
die Wirtschaft zu schaffen, wird Bayern in einem 
ersten Schritt ein Portal aufbauen, das alle open‑
Data‑Angebote im Freistaat bequem recherchier‑
bar macht und diese in allen gängigen Datenfor‑
maten bereit stellt.

Staatssekretär Franz Josef Pschierer
it‑Beauftragter der Bayerischen Staatsregierung

Bürgerbeteiligung fördern – Bayern wird aktiv
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Auswahl Interviews:•	  Durchführung von 1.000 
interviews in Deutschland (DE), Österreich (At) 
und Schweden (SE) sowie 1.001 interviews in 
Großbritannien und nordirland (UK) / im weite‑
ren text Großbritannien genannt
Grundgesamtheit:•	  Personen in Privathaushal‑
ten in Deutschland, Österreich, Großbritannien 
und Schweden im Alter ab 18 Jahren, die das 
internet privat nutzen
Auswahl:•	  onlinepanel; Daten gewichtet nach 
zentralen Merkmalen (Geschlecht, Alter und 

formale Bildung)
Repräsentative Erhebung:•	  Ergebnisse auf die 
Grundgesamtheit übertragbar
Erhebungsmethode:•	  Durchführung als online‑
befragung (computergestütztes Webinterview 
CAWi), KW 32 bis KW 35 2011
Definition E-Government:•	  Unter E‑Govern‑
ment verstehen wir Dienste von Behörden, die 
über das internet abgewickelt werden können, 
wie z.B. die elektronische Steuererklärung

Management Summary
Deutschland liegt bei der nutzung von elektroni‑
schen Bürgerdiensten im Vergleich zu Großbritan‑
nien, Österreich und Schweden zurück. Dabei sind 
die online‑informationsangebote der Behörden in 
Deutschland bereits 40 Prozent der onliner be‑
kannt – es fehlt allerdings offenbar in erster Linie an 
einem äquivalenten transaktionsangebot. 

Die Studienergebnisse zeigen, dass Bürger mit 
E‑Government‑nutzungserfahrung das online‑An‑
gebot ihrer Behörden und dessen Vorteile positiver 
und gleichzeitig nutzungshemmnisse als weniger 
bedeutsam einschätzen. in den Vergleichsländern 
werden durch beschleunigte Bearbeitungszeiten 
oder auch spätere Abgabefristen bei der online‑
Abwicklung bis hin zur Schaffung von Hürden 
für die Papierabwicklung deutlichere Anreize für 
E‑Government und damit das Sammeln von nut‑
zungserfahrung geschaffen.

Hygienefaktor  für die E‑Government‑nutzung über 
alle Länder hinweg: Sicherheit, Zuverlässigkeit, 
Verständlichkeit und Aktualität der E‑Government‑
Angebote. Grundsätzlich zeigt sich, dass jüngere 
Befragte ein besonders hohes risikobewusstsein 

hinsichtlich der technischen Sicherheitsfragen 
haben, während besonders für ältere onliner der 
Umgang mit personenbezogenen Daten auf Seiten 
der Behörden einen Unsicherheitsfaktor darstellt. 
Auf beide Zielgruppen muss bei der Gestaltung 
von E‑Government‑Angeboten entsprechend ein‑
gegangen werden. 

Bürger haben zu Behörden deutlich seltener Kon‑
takt als beispielsweise zu ihrer Bank. Somit fehlt 
auch die routine und Erfahrung im Umgang mit 
Verwaltungsverfahren. Dies schlägt sich auch in 
den  Anforderungen bezüglich Einfachheit und 
Hilfestellung für die online‑Abwicklung von Behör‑
dengängen nieder.

online‑Beteiligungsmöglichkeiten zu aktuellen poli‑
tischen Vorhaben und Entscheidungen werden vor 
allem von jungen onlinern als zunehmend wichti‑
ges informations‑ und Partizipationsmedium ge‑
sehen. Das ist eine Chance, gerade diese Gruppe 
für politisches interesse und Engagement zu ge‑
winnen und eine breitere Akzeptanz in der Bevöl‑
kerung für politische und Planungsentscheidungen 
zu erreichen.

Methodensteckbrief
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Zentrale Ergebnisse im Überblick

Deutschland Großbritannien Österreich Schweden

40 48 68 69

E‑Government‑nutzer in der online‑Bevölkerung

Angaben in Prozent, Basis: Alle Befragten – DE, At und SE (n=1.000); UK (n=1.001)

Zufriedenheit mit dem aktuell verfügbaren online‑Angebot 
zur Abwicklung von Behördengängen im internet

Deutschland Großbritannien Österreich Schweden

31 36 47 25

Angaben in Prozent, Alle Befragten – Basis: DE, At und SE (n=1.000); UK (n=1.001), 
 top2‑Werte (sehr zufrieden, äußerst zufrieden)

Schweden und Österreich mit 69 bzw. 68 Prozent E‑Government‑nutzern führend im Vierländervergleich•	
in Deutschland nutzen derzeit erst zwei von fünf onliner E‑Government•	

Deutschland mit Zuwachs von zehn Prozentpunkten in der Gesamtzufriedenheit (2010: 21 Prozent)•	
Über drei Viertel der internetnutzer sind mit dem Angebot im jeweiligen Land mindestens zufrieden•	

weniger mehr

weniger mehr
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nutzung von online‑Beteiligungsinitiativen

Wichtigkeit verschiedener Aspekte beim E-Government

Deutschland Großbritannien Österreich Schweden

Sicherheit 87 86 92 83

Datenschutz /  
Datensicherheit 87 86 91 81

Zuverlässigkeit der 
Systeme 86 79 90 79

Angaben in Prozent, Basis: Alle Befragten – DE, At und SE (n=1.000); UK (n=1.001),  
top2‑Werte (sehr wichtig, äußerst wichtig)

39 Prozent der internetnutzer in Deutschland, die online‑Bürgerbeteiligungen kennen, wollen diese auch •	
zukünftig nutzen; 29 Prozent der nutzer werden die Dienste weiterhin nutzen
Großbritannien führend: 44 Prozent der nutzer wollen die initiativen auch weiterhin nutzen•	

Deutschland

Großbritannien

Österreich

29

44

5

5

39

28

20

weiß nicht nein, habe ich 
bisher noch nicht ge‑
nutzt und auch nicht 
vor, es zu nutzen

nein, habe ich 
bisher noch nicht 
genutzt, plane aber 
diese zu nutzen

Ja, ich habe diese 
Verfahren schon 
genutzt, werde die‑
se aber nicht mehr 
nutzen

Ja, ich habe diese 
Verfahren genutzt 
und werde diese 
auch weiterhin 
nutzen

8

6

16

3443312 18

Angaben in Prozent, Basis: Alle Befragten mit Kenntnis von online‑Beteiligungsinitiativen ‑ DE (n=576); UK (n=757); At (n=456)

Sicherheit liegt in allen Ländern vorne als Faktor für die E‑Government‑nutzung•	
Auch in Ländern mit hohen E‑Government‑nutzeranteilen wird Sicherheit und Datenschutz als sehr bzw. •	
äußerst wichtig bewertet

weniger mehr

Zentrale Ergebnisse im Überblick
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nutzung von und Zufriedenheit  
mit E‑Government‑Angeboten

in ganz Europa hat man die Bedeutung von 
E‑Government erkannt und den Ausbau neuer An‑
gebote und Dienstleistungen entsprechend intensi‑
viert, um die Chancen der Digitalisierung zu nutzen. 
Dennoch bestehen zwischen den Ländern deutliche 
Unterscheide, wie bei den nutzerzahlen ersichtlich 
wird: Während in Österreich und Schweden bereits 
rund 70 Prozent der internetnutzer mit Behörden 
online kommunizieren, sind es in Deutschland und 
Großbritannien deutlich weniger. Die Untersuchung 
zeigt, dass trotz der Unterschiede in der Gesamt‑

zahl der nutzer grundlegende Gemeinsamkeiten 
bei der Betrachtung der soziodemographischen 
Strukturen bestehen: Befragte in der mittleren Al‑
tersgruppe von 35 bis 54 Jahren nutzen in allen 
vier Ländern am häufigsten E‑Government‑Dienste. 
Auch beim Geschlecht zeigt sich, dass in allen vier 
Ländern mehr Männer als Frauen auf diese Dienste 
zurückgreifen. Der typische E‑Government‑nutzer 
in allen vier Ländern ist somit männlich und zwi‑
schen 35 und 54 Jahren alt.

E‑Government‑nutzer in der online‑Bevölkerung

Deutschland
im Vierländervergleich 
bildet Deutschland mit 
40 Prozent E‑Government‑
nutzern das Schlusslicht. 
Jeder zweite Anwender 
nutzt diese Angebote 
seit weniger als zwei 
Jahren. Jeder Dritte hat 
bereits zwei bis fünf Jah‑
re Erfahrung.

Großbritannien
obwohl bereits jeder 
zweite internetnutzer auf 
E‑Government‑Dienste 
zurückgreift, landet Groß‑ 
britannien derzeit nur auf 
dem dritten Platz. Und 
dies, obwohl das Ange‑
bot in den letzten Jahren 
deutlich gewachsen ist.

Schweden
in Schweden nutzen 
69 Prozent der onliner 
bereits E‑Government‑
Dienste. Damit sind die 
Schweden Spitzenreiter 
im Vierländervergleich 
2011. Auch in anderen 
internationalen rankings 
ist Schweden auf den 
vorderen Plätzen.

Österreich
Mit 68 Prozent nutzer‑
anteil ist Österreich 
knapp auf dem zweiten 
Platz gelandet. Dieses 
Ergebnis ist nicht über‑
raschend, da Öster‑
reich bereits seit Jah‑
ren zu den führenden 
E‑Government‑nationen 
zählt.

69%48%40% 68%

Basis: Alle Befragten – DE, At und SE (n=1.000); UK (n=1.001)
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Deutschland

Großbritannien

Schweden

Österreich

10

4

23

26

21

49

45

53

8

5

7

8

weiß nicht unzufrieden weniger zufrieden zufrieden sehr zufrieden äußerst zufrieden

Zufriedenheit mit dem aktuell verfügbaren online‑Angebot 
zur Abwicklung von Behördengängen im internet

15

15

11

Die Studie zeigt, dass die Zufriedenheit mit dem 
derzeitigen Angebot an E‑Government‑Diensten 
durch die nutzungserfahrung beeinflusst wird: 
in Großbritannien geben über 90 Prozent der 
E‑Government‑nutzer an, mit dem aktuellen Ange‑
bot durchweg zufrieden zu sein – rund 45 Prozent 
sind dabei äußerst bzw. sehr zufrieden. Diese Er‑
gebnisse werden in Österreich noch übertroffen: 
Über 95 Prozent der E‑Government‑nutzer sind 
mit dem derzeitigen Angebot durchweg zufrieden. 
Jeder Zweite gibt dabei an, sehr oder äußerst zu‑
frieden zu sein. Auch 84 Prozent der schwedischen 
E‑Government‑nutzer sind durchweg zufrieden. 

Bei den nichtnutzern ist ein völlig anderes Bild zu 
erkennen: Lediglich zwei Drittel der nichtnutzer von 
E‑Government sind derzeit mit den aktuellen on‑
line‑Angeboten zufrieden. in Deutschland zeichnet 
sich ein insgesamt positiver trend bei der Gesamt‑
zufriedenheit ab. Während 2010 71 Prozent der in‑
ternetnutzer mit den angebotenen E‑Government‑
Diensten zufrieden waren, sind es 2011 bereits 
80 Prozent. Bei Befragten, die bereits Erfahrungen 
mit E‑Government haben, ist eine noch höhere Zu‑
friedenheit zu attestieren: Über 90 Prozent der nut‑
zer sind mit den bisherigen Angeboten zufrieden; 
jedoch nur 72 Prozent der nichtnutzer.

Angaben in Prozent, Basis: Alle Befragten – DE, At und SE (n=1.000); UK (n=1.001)

11364057

1

1

1

Deutschland Großbritannien Österreich Schweden

nutzer nichtnutzer nutzer nichtnutzer nutzer nichtnutzer nutzer nichtnutzer

Basis 403 572 477 489 691 292 694 245

Äußerst 
zufrieden 10,8% 5,8% 12,7% 6,5% 14,1% 4,7% 4,3% 4,5% 

Sehr 
zufrieden 30,4% 17,5% 32,4% 20,3% 41,9% 23,1% 23,1% 17,5% 

nutzung von und Zufriedenheit  
mit E‑Government‑Angeboten
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Bekanntheit und nutzung einzelner 
E‑Government‑Angebote

Informationen zu Online-Angeboten auf 
der Internetseite meiner Stadt / Kommune

55 54
45

DE UK AT SE

38
33 31

49

30

rund jeder zweite internetnutzer kennt informati‑
onen zu online‑Angeboten auf den internetseiten 
seiner Stadt / Kommune. Derzeit nutzt aber erst 
jeder Dritte diesen Service. Deutschland ist mit 
38 Prozent nutzern führend, gefolgt von Großbri‑
tannien mit 33 Prozent. 

Angaben in Prozent Bekanntheit nutzung

Informationen zu Zuständigkeiten auf der 
Internetseite meiner Stadt / Kommune

55

40
46

DE UK AT SE

41

19

33

45

25

in Deutschland ist die nutzung von informatio‑
nen zu Zuständigkeiten der Stadt / Kommune mit 
über 40 Prozent der internetnutzer im Vergleich am 
höchsten. in Großbritannien kennen diesen Ser‑
vice nur 40 Prozent der onliner, und lediglich jeder 
Fünfte nutzt diesen auch aktiv.

Angaben in Prozent Bekanntheit nutzung

Informationen zu Öffnungszeiten auf der 
Internetseite meiner Stadt / Kommune

69

53

65

DE UK AT SE

60

32

52

72

57
Ein sehr häufig genutztes E‑Government‑Angebot 
sind informationen zu Öffnungszeiten – in Deutsch‑
land und Schweden nutzen rund 70 Prozent der 
Befragten diese Angebote. Ein gänzlich anderes 
Bild in Großbritannien: Jeder Zweite kennt dieses 
Angebot und nur jeder Dritte nutzt dieses auch.

Angaben in Prozent Bekanntheit nutzung

Basis: Alle Befragten – DE, At und SE (n=1.000); UK (n=1.001)
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Informationen zu Veranstaltungen auf der 
Internetseite meiner Stadt / Kommune

59 56
48

DE UK AT SE

43
33 36

63

47

Mit rund 60 Prozent ist in Deutschland und Schwe‑
den bereits einem Großteil der onliner dieser Service 
bekannt – und auch die nutzung ist mit 43 Prozent 
bzw. 47 Prozent eine der höchsten. in Großbritan‑
nien und Österreich greift dagegen erst jeder dritte 
internetnutzer auf dieses Angebot zurück.

Angaben in Prozent Bekanntheit nutzung

Informationen zur Vorbereitung und 
Abwicklung von Behördengängen

34 31
40

DE UK AT SE

21
15

27
20

Bisher ist erst einem kleinen teil der internetnutzer 
bekannt, dass im Vorfeld von Behördengängen in‑
formationen, wie z.B. Checklisten zur Vorbereitung 
und Abwicklung online zur Verfügung stehen. Dies 
erklärt auch, wieso die nutzerzahlen entsprechend 
niedrig sind. 

Angaben in Prozent Bekanntheit nutzung

9

E‑Government‑nutzer bewerten online‑Bürger‑•	
dienste deutlich positiver und sehen weniger nut‑
zungshemmnisse als nichtnutzer. Gelegenheiten 
und Anreize zur Sammlung von E‑Government‑
nutzungserfahrungen müssen geschaffen bzw. 
verstärkt werden.

Hygienefaktoren für die E‑Government‑nutzung •	
über alle Länder hinweg sind Sicherheit und Zu‑
verlässigkeit der E‑Government‑Angebote. Weiter 
wichtig aus Sicht der befragten nutzer sind Ver‑
ständlichkeit und Aktualität der E‑Government‑
Angebote.

Grundsätzlich zeigen jüngere Befragte ein be‑•	
sonders hohes risikobewusstsein hinsichtlich der 
technisch bedingten Sicherheitsfragen, ältere on‑
liner achten mehr auf den Faktor Mensch, d.h. der 

verantwortungsbewusste Umgang mit personen‑
bezogenen Daten auf Seiten der Behörden stellt 
für diese Gruppe einen Unsicherheitsfaktor dar. 
Auf beide Zielgruppen muss bei der Gestaltung 
von E‑Government‑Angeboten eingegangen und 
den die spezifischen Bedürfnisse adäquat ent‑
sprochen werden. Weiter muss kontinuierliche Ar‑
beit an diesen Qualitätsmerkmalen für die Bürger 
erkennbar sein.

online‑Beteiligungsmöglichkeiten haben großen •	
Bedeutungszuwachs v.a. für die junge online‑
Bevölkerung, sind aber zu wenig bekannt. Politi‑
sches Engagement und Politikakzeptanz können 
durch den Einsatz und die information über on‑
line‑Beteiligungsmöglichkeiten gestärkt werden.

Fakten und thesen

Bekanntheit und nutzung einzelner 
E‑Government‑Angebote
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Formulare zur Vorbereitung und Ab-
wicklung von Behördengängen

51
45

56

DE UK AT SE

34
24

38 38

22

in Deutschland, Großbritannien und Österreich ist 
bereits jedem zweiten onliner bekannt, dass im 
Vorfeld von Behördengängen Formulare auf den 
internetseiten zu finden sind. in Deutschland und 
Österreich hat bereits jeder Dritte dies auch aktiv 
genutzt.

Angaben in Prozent Bekanntheit nutzung

Online-Abwicklung von Behördengängen:
Elektronische Steuererklärung

57
50

81

DE UK AT SE

32
26

67
75

61in Österreich und Schweden ist die nutzung der 
elektronischen Steuererklärung weit verbreitet: 
rund zwei Drittel der onliner nutzen dieses Ange‑
bot bereits. in Deutschland und Großbritannien ist 
die nutzung mit 30 Prozent im Vergleich zu Öster‑
reich und Schweden derzeit nur halb so hoch.

Angaben in Prozent Bekanntheit nutzung

neben den dargestellten Diensten wurden für einzel‑
ne Ländern noch zusätzliche Angebote untersucht. 
Die Ergebnisse werden hier dargestellt: 

Bestellung Feinstaubplakette / Reservierung 
Wunschkennzeichen
Während 2010 in Deutschland bereits jeder vierte 
internetnutzer angab, diese Angebote zu kennen 
und immerhin 14 Prozent diese Dienste auch ge‑
nutzt haben, zeigt sich für 2011 ein ähnliches Bild: 
26 Prozent kennen diese Angebote und immerhin 
15 Prozent haben diese bereits genutzt.

Elektronische Beantragung eines neuen  
Personalausweises
Die Beantragung eines neuen Personalausweises 
kennt in Deutschland derzeit einer von fünf Befrag‑
ten. Lediglich sechs Prozent der internetnutzer ha‑
ben dieses Angebot auch genutzt. Ein Grund für 
diese geringe nutzungsrate kann sicherlich sein, 

dass ein Personalausweis nur alle fünf bzw. zehn 
Jahre beantragt werden muss. 

Elektronische Formulare (HELP.gv.at)
in Österreich werden auf der Plattform HELP.gv.at 
die Bürger über Amtswege in Österreich informiert 
und auch teilweise deren elektronische Erledigung 
ermöglicht. Für elektronische Formulare zeigt sich, 
dass bereits drei von fünf Befragten diesen Service 
kennen und schon über ein Drittel der internetnutzer 
auf diesen Service zurückgegriffen haben.

Unternehmensservice (USP.gv.at)
Eine sehr geringe nutzung wird beim Unterneh‑
mensservice in Österreich deutlich. Die Plattform 
USP.gv.at, die zum Ziel hat, nützliche informationen 
zu unternehmensrelevanten themen zu liefern, ist 
derzeit erst 14 Prozent der internetnutzer bekannt 
und erst von fünf Prozent der Befragten auch ge‑
nutzt worden.

Weitere Ergebnisse zur online‑Abwicklung
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Wichtigkeit verschiedener Aspekte beim 
E-Government

Deutschland Großbritannien Österreich Schweden

Sicherheit 87 86 92 83

Bequemlichkeit 60 73 69 67

Einfache Bedien‑
barkeit (navigation) 77 73 85 73

Schnelligkeit im 
Sinne persönlicher 
Zeitersparnis

73 68 82 64

Zuverlässigkeit der 
Systeme 86 79 90 79

Datenschutz /  
Datensicherheit 87 86 91 81

Vertrauen in die 
jeweilige Behörde 78 75 84 71

Sicherheit steht – wie in vielen anderen Bereichen 
auch – bei E‑Government‑Angeboten an vorderster 
Stelle. Die wichtigsten drei Kriterien bei der elekt‑
ronischen Abwicklung von Behördengängen sind 
für onliner allgemeine Sicherheit, Datensicherheit 
sowie Zuverlässigkeit. rund vier von fünf Befragten 

sind diese Punkte sehr oder sogar äußerst wich‑
tig. Eine noch größere Bedeutung kommt diesen 
Kriterien bei aktuellen nutzern von E‑Government‑
Diensten zu: 90 Prozent der nutzer erachten die 
Kriterien Sicherheit, Datensicherheit im Speziellen 
und Zuverlässigkeit der Systeme im Allgemeinen 
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Angaben in Prozent, Basis: Alle Befragten – DE, At und SE (n=1.000); UK (n=1.001), 
top2‑Werte (sehr wichtig, äußerst wichtig)

Deutschland Großbritannien Österreich Schweden

Vielfalt der Dienste 57 59 65 50

Durchgängige / 
vollständige 
Abwicklung der 
Dienste online

69 65 78 56

Vollständige infor‑
mationen 82 78 87 70

Aktualität der inhal‑
te und Angebote 81 78 85 62

Zeitliche Unabhän‑
gigkeit von Öff‑
nungszeiten

77 72 84 68

Statusinformationen 
über Bearbeitungs‑
stand

66 63 71 45

Beschleunigte Be‑
arbeitungszeit der 
Behörde

72 71 80 63

als sehr bzw. äußerst wichtig. Zusätzlich zu den 
eher technischen Aspekten sind für internetnut‑
zer bei E‑Government‑Diensten vor allem auch 
inhaltliche Aspekte, wie Vertrauen in die jeweilige 
Behörde, die Vollständigkeit und die Aktualität der 
verfügbaren informationen, von großer Bedeutung. 

obwohl Bequemlichkeit als weniger wichtig ange‑
sehen wird, hat dieser Faktor Einfluss auf die nut‑
zung von E‑Government, wie die Ergebnisse auf 
der folgenden Seite illustrieren.

weniger mehr
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mangelnde 
Datensicherheit / 

Datenschutz

mangelnde 
Durchgängigkeit 

(unvollständige 
Abwicklung der 

online‑Angebote)

undurchschaubare 
Struktur der online‑

Angebote

Verfahren sind zu 
kompliziert

mangelndes Ver‑
trauen in Behörde

unzureichende 
Hilfestellung

online‑ 
Abwicklung ist zu 

unpersönlich

52

DE UK AT SE

Nutzungsbarrieren / Datenschutzbedenken

47

41

38

Die Barrieren, die eine (intensivere) nutzung von 
E‑Government‑Dienstleistungen verhindern, sind 
sehr vielfältig. im Ländervergleich zeigt sich jedoch, 
dass internetnutzer in den befragten Ländern sehr 
ähnliche Punkte genannt haben. 

Mangelnder Datenschutz bzw. Angst um die Da‑
tensicherheit sowie Medienbrüche bei vielen on‑
line‑Angeboten sind die Hauptbarrieren für inter‑
netnutzer. Vergleicht man die Ergebnisse mit den 
als wichtig erachteten Aspekten zur Abwicklung 
von Behördengängen, so wird deutlich, dass gera‑
de die Punkte Sicherheit und Datenschutz derzeit 
noch nicht hinreichend erfüllt sind. Es zeigt sich, 
dass vor allem internetnutzer in Deutschland sehr 
großen Wert auf Sicherheit legen. Mit 52 Prozent 
wird ein Mangel an Datensicherheit in Deutschland 
am deutlichsten als nutzungshindernis genannt. 
Doch auch in Großbritannien mit 47 Prozent, in Ös‑
terreich mit 41 Prozent und in Schweden mit 38 Pro‑
zent sehen die Befragten Sicherheit als entschei‑
dend an. 

Zusätzlich tragen die Undurchschaubarkeit von An‑
geboten sowie die komplexen Verfahren dazu bei, 
dass E‑Government‑Dienste von internetnutzern 
gemieden werden. Zudem fühlen sich internetnut‑
zer in allen vier Ländern unsicher bei der nutzung 
von E‑Government‑Diensten und geben an, dass 
Hilfestellungen unzureichend durch die entspre‑
chenden Behörden zur Verfügung gestellt werden. 
Für jeden dritten internetnutzer in Schweden und 
Großbritannien stellt der Punkt, dass die online‑
Abwicklung von E‑Government‑Diensten zu unper‑
sönlich ist, eine zusätzliche Hürde dar. 

Bei der Betrachtung der Altersgruppen zeigt sich: 
Vor allem für die jüngeren internetnutzer, d.h. für 
Befragte bis 34 Jahre, ist die größte Barriere, dass 
derzeit noch keine vollständige Abwicklung der An‑
gebote im internet möglich ist.

55

54

46

46

51

52

46

45

41

46

39

42

40

41

30

35

49

49

45

43

27

32

21

32

Angaben in Prozent, Basis: Alle Befragten – DE, At und SE (n=1.000); UK (n=1.001), top2‑Werte (trifft eher zu, trifft voll und ganz zu)

nutzungbarrieren von online‑Behördendiensten
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Mangelnde 
Sicherheit bei 

der Datenüber‑
tragung

Befürchtungen im 
Hinblick auf „gläser‑
ner Bürger“ (Daten‑
zusammenführung 
in zentraler Daten‑

bank)

Sorgfalt im 
Umgang mit 

den Daten 
seitens der 
Behörden

Angst vor Daten‑
diebstahl

74

Deutschland Großbritannien Österreich Schweden

Bedenken im Hinblick auf Datenschutz / Datensicherheit

65

67

65

58

57

52

41

59

47

59

35

61

65

62

46

Wie bereits aufgezeigt, ist eine wesentliche Bar‑
riere zur nutzung von E‑Government‑Angeboten 
das thema Datenschutz / Datensicherheit. in 
Deutschland sind die Befürchtungen in dieser Hin‑
sicht im Vergleich mit den anderen Ländern am 
größten. Die Befürchtungen im Hinblick auf man‑
gelnde Sicherheit der Datenübertragung werden 
von allen Befragten am häufigsten genannt, dicht 
gefolgt von einer generellen Angst vor Datendieb‑
stahl. Die Angst vor dem „gläsernen Bürger“, d.h. 
dem Zusammenführen von Daten in einer zentra‑
len Datenbank, wurden in Deutschland und Ös‑
terreich von drei Fünftel der Befragten genannt.  

Je älter, desto größer die Befürchtungen: Bei Per‑
sonen ab 55 Jahren haben drei von vier Befragten 
in Deutschland diese Bedenken geäußert, jedoch 
nur 57 Prozent der Befragten von 35 bis 54 Jahren. 
Bei den jüngeren Befragten reduziert sich dieser 
Anteil dabei nochmals – hier gibt nur jeder Zweite 
an, sich deshalb zu sorgen. Auch beim sorgfälti‑
gen Umgang der Behörden mit persönlichen Daten 
sind es vor allem Personen ab 55 Jahren, die hier 
Bedenken haben. Ein ganz anderes Bild zeigt sich 
bei der technischen Datensicherheit – hier sind es 
vor allem die jüngeren nutzer, die sich besorgter 
zeigen.

Angaben in Prozent, Basis: Alle Befragten, für die Datenschutz / Datensicherheit als nutzungsbarriere „eher“ oder „voll und ganz“ zutrifft – 
DE (n=520); UK (n=468); At (n=418); SE (n=383)
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Die elektronische Steuererklärung ist das E‑Govern‑
ment‑Angebot, das von den meisten internetnut‑
zern gekannt und auch eingesetzt wird. Der Anteil 
der nutzer variiert dabei zwischen 26 Prozent in 
Großbritannien und 67 Prozent in Österreich. Be‑
trachtet man die Häufigkeit der Angebotsnutzung, 
so zeigt sich, dass rund ein Drittel in Deutschland 
und Schweden und jeder Zweite in Österreich fünf‑
mal oder häufiger die elektronische Steuererklä‑

rung eingesetzt haben. Die Entscheidung für die 
nutzung kann sehr unterschiedliche Gründe haben 
– inwiefern Zeitersparnis, reduktion von Fehler‑
quellen, Kostenersparnis und eine höhere Effek‑
tivität Einfluss haben, wird auf der nächsten Seite 
dargelegt. Die Ergebnisse zeigen: Wer bereits Er‑
fahrungen mit der elektronischen Steuererklärung 
gesammelt hat, ist von den Vorteilen überzeugt.

Deutschland

Großbritannien

Schweden

Österreich

10

30

9

4

11

18

16

21

24

26

20

16 30

weiß nicht/ keine Angabe einmal zweimal dreimal viermal fünfmal oder öfter

9

14

3

31

481215144 7

9

Angaben in Prozent,  
Basis: Alle Befragten mit nutzung der Angebote zur elektronischen Steuererklärung – DE (n=322); UK (n=255); At (n=680); SE (n=611)

nutzungshäufigkeit der elektronischen Steuererklärung

Nutzung und Vorteile der elektronischen 
Steuererklärung
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Einkommensteuererklärung schneller
ausfüllen

79 83
90

DE UK AT SE

49
58

66

89

55
internetnutzer, die bereits Erfahrung mit der elek‑
tronischen Steuererklärung sammeln konnten, sind 
von der Schnelligkeit überzeugt. Bei den nutzern 
ohne Erfahrung zeigt sich, dass erst jeder Zweite 
sich vorstellen kann, dass dadurch die Einkommen‑
steuererklärung schneller ausgefüllt werden kann. 

Angaben in Prozent nutzer nichtnutzer

Fehlerquellen bei der Steuererklärung  
reduzieren

75
67

72

DE UK AT SE

38 41 45

68

38

Vor allem deutsche nutzer sind davon überzeugt, 
dass sie durch den Einsatz der elektronischen 
Steuererklärung (ELStEr) Fehlerquellen vermei‑
den können (75 Prozent). Aber auch in den ande‑
ren drei Ländern sehen rund zwei Drittel der nutzer 
dies als Vorteil an.

Effektivität beim Ausfüllen der Ein-
kommensteuererklärung erhöhen

72 74 78

DE UK AT SE

38
45 43

83

44

nach der Effektivität gefragt, zeigt sich, dass vor 
allem Personen ohne konkrete Anwendungserfah‑
rungen noch sehr zurückhaltend sind – lediglich 
zwei von fünf internetnutzern sehen Effektivität als 
Vorteil der elektronischen Steuererklärung an. 

Steuererklärung zu geringeren  
Kosten anfertigen

70
65

75

DE UK AT SE

44 44
52 53

38

Bei der Kostenersparnis gibt es die geringste Dif‑
ferenz zwischen Personen mit und Befragten ohne 
konkrete Anwendungserfahrung. Während die 
Anwender bei der Kostenersparnis zurückhaltend 
sind, haben nichtnutzer sehr hohe Erwartungen 
hinsichtlich einer Einsparung der Kosten.

Angaben in Prozent nutzer nichtnutzer

Angaben in Prozent nutzer nichtnutzer

Angaben in Prozent nutzer nichtnutzer

Vorteile der elektronischen Steuererklärung
Basis: Alle Befragten mit Kenntnis bzw. nutzung der elektronischen Steuererklärung – DE (nichtnutzer n=247; nutzer n=322);  
UK (nichtnutzer n=244; nutzer n=255), At (nichtnutzer n=141; nutzer n=680); SE (nichtnutzer n=136; nutzer n=611),  
top3‑Werte (trifft eher zu, trifft zu, trifft voll und ganz zu)
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online‑Petitionen 
des Parlaments

online‑Bürger‑
haushalte

Mitmach‑Plattform

online‑Konsultation 
zu Stadtentwick‑
lungsfragen oder 

strittigen infrastruk‑
turvorhaben

Facebook‑Seiten 
von Städten

twitteraccounts 
von Städten, Kom‑

munen, etc.

keines der ge‑
nannten

E‑Participation

Durch das internet kann jegliche Form der Bürger‑
beteiligung erleichtert oder ergänzt werden. immer 
mehr öffentliche Stellen haben dies erkannt und 
bieten online‑Beteiligungsmöglichkeiten. Beispiels‑
weise Maerker Brandenburg, eine Plattform, bei 
der Bürger ihrer Gemeinde per internet schnell und 
einfach u.a. infrastrukturschäden melden können. 
Aber auch online‑Bürgerhaushalte sind schon in 
mehreren Städten zu finden, z.B. Köln oder Berlin.

Die Studie macht jedoch deutlich, dass die Kennt‑
nis zur online‑Beteiligung in Deutschland, Großbri‑
tannien und Österreich derzeit sehr unterschiedlich 
ist: Während in Großbritannien rund zwei Drittel der 
internetnutzer bereits online‑Petitionen kennen, 
ist es in Deutschland erst jeder Dritte. Eine noch 
geringere Kenntnis ist bei erwähnten Mitmach‑
Plattformen zu sehen, auf denen man Schäden 
öffentlicher infrastruktur melden kann. Während in 
Großbritannien schon jeder dritte Befragte angibt, 
diese Möglichkeiten zu kennen, ist in Deutschland 
(17 Prozent) und Österreich (12 Prozent) die Wahr‑
nehmung noch sehr gering.

in den Ergebnissen zeigt sich, dass soziale netz‑
werke im öffentlichen Sektor angekommen sind: 
Jeder dritte internetnutzer kennt Facebook‑Profile 
von Städten. in Deutschland und Großbritannien 
sind es 45 bzw. 49 Prozent der unter 35‑Jährigen. 
in Österreich ist die Bekanntheit etwas moderater 
– nur 37 Prozent der jüngeren Befragten kennen 
diese Angebote.

Es wird deutlich, dass bei der Kenntnis von online‑
Beteiligungsinitiativen noch erheblicher nachhol‑
bedarf besteht: in Österreich kennen 45 Prozent 
der internetnutzer derzeit noch keine initiative im 
Bereich online‑Beteiligung. Ein ähnlicher Kennt‑
nisstand ist in Deutschland zu finden (37 Prozent). 
Lediglich Großbritannien hat hier eine gewisse Vor‑
reiterrolle: Vier von fünf internetnutzern kennen min‑
destens eine online‑Beteiligungsinitiative.

37

18

45

30

64

17

31

15

22

10

5

33

33

31

9

6

12

8

6

Deutschland Großbritannien Österreich

*

*

Angaben in Prozent, Alle Befragten – Basis: DE, At (n=1.000); 
UK (n=1.001) / *Daten wurden nicht erhoben

Bekanntheit von online‑Beteiligungsinitiativen



23

eGovernment Monitor 2011 E-Participation

Deutschland

Großbritannien

Österreich

29

44

5

5

39

28

20

weiß nicht nein, habe ich 
bisher noch nicht ge‑
nutzt und auch nicht 
vor, es zu nutzen

nein, habe ich 
bisher noch nicht 
genutzt, plane aber 
diese zu nutzen

Ja, ich habe diese 
Verfahren schon 
genutzt, werde die‑
se aber nicht mehr 
nutzen

Ja, ich habe diese 
Verfahren genutzt 
und werde diese 
auch weiterhin 
nutzen

nutzung von online‑Beteiligungsinitiativen

8

6

Bei online‑Beteiligungsinitiativen ist großes Poten‑
zial und interesse für die Dienste vorhanden. Vier 
von zehn internetnutzern in Deutschland, die die‑
se Bürgerbeteiligungen kennen, wollen diese auch 
zukünftig nutzen; jeder Dritte hat mindestens einen 
der aufgeführten Dienste bereits genutzt und wird 
diesen auch zukünftig nutzen. Ein ähnliches Bild 
zeigt sich für österreichische internetnutzer: 33 Pro‑
zent planen die nutzung, 34 Prozent der nutzer 
werden diese Verfahren auch zukünftig weiter nut‑
zen. in Großbritannien ist neben der Kenntnis der 
verschiedenen Angebote auch bei der nutzung ein 
kleiner Vorsprung zu sehen: Fast jeder zweite inter‑
netnutzer, der onlinebeteiligungsverfahren kennt, 

hat diese bereits genutzt. Die Ergebnisse zeigen, 
dass die Befragten in den drei Ländern unterschied‑
liche Gründe dafür haben, Angebote nicht zu nut‑
zen: rund 39 Prozent der Befragten in Deutschland 
und Österreich hatten bisher keine Gelegenheit für 
online‑Beteiligung – in Großbritannien wird dies 
von 29 Prozent der Befragten angegeben. Fehlen‑
der Mehrwert dieser Dienste war bisher für 42 Pro‑
zent der deutschen, aber nur für 34 Prozent der 
österreichischen und 22 Prozent der Befragten aus 
Großbritannien entscheidend. Fehlendes interesse 
ist der am häufigsten genannte Grund in Großbri‑
tannien mit 47 Prozent – in Deutschland gilt dies nur 
für jeden vierten Befragten.

16

3443312 18

Angaben in Prozent, Basis: Alle Befragten mit Kenntnis von online‑Beteiligungsinitiativen ‑ DE (n=576); UK (n=757); At (n=456)

Für Österreich wurden weitere initiativen untersucht:

Stadtwikis - d.h. spezielle Plattformen, wie z.B. 
Wikipedia, mit Informationen zu bestimmten 
Städten: Diese initiativen sind in Österreich bereits 
rund 20 Prozent der onliner bekannt. Bei Frauen 
ist die Kenntnis etwas höher als bei den männli‑
chen internetnutzern (21 Prozent bzw. 18 Prozent). 

Facebook-Seiten und Twitteraccounts von HELP.
gv.at: HELP ist eine behördenübergreifende Platt‑
form, die über Amtswege in Österreich informiert und 
teilweise deren elektronische Erledigung ermöglicht. 
Die Ergebnisse zeigen, dass die Bemühungen in so‑
zialen netzwerken derzeit noch nicht weit verbreitet 
sind. Lediglich zehn Prozent der Befragten haben 
von dieser initiative gehört.

Weitere online‑Beteiligungsinitiativen in Österreich
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Bürger und Gesell‑
schaft können sich 

schnell, einfach und 
von überall über 

aktuelle Vorhaben 
informieren

Bürger können von 
überall an Entschei‑
dungen zu aktuellen 

Vorhaben teilnehmen

Entscheidungen 
von Politik und 

Verwaltung werden 
verständlicher und 

nachvollziehbar/
transparenter

Bei kontroversen 
Vorhaben kann 

frühzeitig ein breiter 
Meinungsaustausch 

der verschiedenen 
Gruppen stattfinden

ich sehe keine  
Vorteile darin

64

Deutschland Großbritannien Österreich

63

66

Die Bürgerbeteiligung über das internet zeigt aus 
politischer Sicht viele Vorteile, z.B. wird die Qualität 
und Legitimation von Entscheidungen durch eine 
aktivere Beteiligung der Bürger an Entscheidungs‑
prozessen vergrößert; zudem können Bürger enger 
an das politische System gebunden werden. 

Ziel dieser Studie ist es, die nutzerperspektive zu 
verdeutlichen. Folglich soll hier näher auf die zen‑
tralen Vorteile aus Bürgersicht eingegangen wer‑
den: Über 60 Prozent geben an, dass der Zugriff 
auf informationen zu aktuellen Vorhaben jederzeit 
und an jedem ort einen wesentlichen Vorteil dar‑
stellt. Aber vor allem auch die Möglichkeit, eine 
aktive rolle zu haben und aktiv an aktuellen Ent‑
scheidungen und Vorhaben teilnehmen zu können, 
wird von jedem zweiten Befragten als wesentlich 
angesehen. Der frühzeitige Austausch bei kont‑
roversen Vorhaben zwischen verschiedenen Mei‑
nungsgruppen wird an dritter Stelle genannt. Hier 
ist beispielsweise an Projekte wie Bahnhofsumbau‑
ten oder Flugstreckenplanungen zu denken. 

Bei Betrachtung der Ergebnisse zeigt sich, dass 
die Befragten aus allen drei Ländern sich bei den 
Punkten weitgehend einig sind. Dennoch wurde 
deutlich, dass vor allem in Deutschland und Öster‑
reich die internetnutzer nur über eine eingeschränk‑
te Kenntnis der initiativen verfügen (vgl. Seite 23).
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35
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9
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Angaben in Prozent,  
Basis: Alle Befragten – DE und At (n=1.000); UK (n=1.001)

Vorteile der online‑Bürgerbeteiligung
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weiß nicht keine 
Bedeutung

weniger große 
Bedeutung

große  
Bedeutung

sehr große 
Bedeutung

äußerst große 
Bedeutung

Mobile Government

7

6

6

Mobile Endgeräte nehmen einen immer größeren 
Stellenwert in unserem Alltag ein. Dies wird deut‑
lich, wenn man die Verbreitung von Smartphones 
innerhalb der letzten zwölf Monate betrachtet: in 
Deutschland hat laut einer aktuellen Analyse bereits 
jeder Dritte ab 14 Jahren ein mobiles Endgerät; 2010 
verfügte jeder Fünfte über ein Smartphone. Doch 
nicht nur Smartphones treiben den Markt – auch 
immer mehr tablet‑Computer sind seit der Einfüh‑
rung des iPad 2010 in der Bevölkerung zu finden. 
Mit der Verbreitung der Geräte nehmen auch die 
Anwendungsmöglichkeiten zu: Mobiles Einkaufen 
(M‑Commerce), unterwegs Bankgeschäfte erledi‑
gen (Mobile Banking) oder auch mit dem Smart‑
phone bezahlen (Mobile Wallet). Einhergehend mit 

diesen Entwicklungen wurde in der Studie unter‑
sucht, welche rolle mobile Endgeräte zukünftig im 
Bereich E‑Government spielen werden. Die Bedeu‑
tung der E‑Government‑nutzung über mobile End‑
geräte wird ansteigen, darüber sind sich die Be‑
fragten einig. Während in Deutschland 2010 noch 
41 Prozent der onliner dem mobilen Endgerät eine 
große zukünftige Bedeutung für das E‑Government 
vorausgesagt haben, sind es 2011 bereits 60 Pro‑
zent. Eine ähnlich positive Entwicklung erwarten 
auch die Befragten in den weiteren drei Ländern: in 
Großbritannien und Österreich sehen rund 70 Pro‑
zent der onliner eine zunehmende Bedeutung für 
E‑Government, in Schweden sind es bereits drei 
Viertel der internetnutzer.

10

122135225 6

2

Angaben in Prozent, Basis: Alle Befragten – DE, At und SE (n=1.000); UK (n=1.001)

Zukünftige Bedeutung mobiler Endgeräte  
für E‑Government
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Deutschland

18‑34 35‑54 55 +

64 59 56

Großbritannien

18‑34 35‑54 55 +

87 67 49

Österreich

18‑34 35‑54 55 +

68 68 71

Schweden

18‑34 35‑54 55 +

75 75 71

Zukünftige Bedeutung mobiler Endgeräte  
nach Altersgruppen
Angaben in Prozent, Basis: Alle Befragten – DE, At und SE (n=1.000); UK (n=1.001),  
top3‑Werte (große Bedeutung, sehr große Bedeutung, äußerst große Bedeutung)

Wie bereits aufgezeigt, ist die Mehrheit der befrag‑
ten internetnutzer davon überzeugt, dass mobile 
Endgeräte eine zunehmende rolle im E‑Govern‑
ment spielen werden. Eine Analyse der Befragten 
aufgrund von Soziodemographika zeigt dabei fol‑
gendes Ergebnis:

Mindestens zwei Drittel aller Befragten unter 
35 Jahre sind davon überzeugt, dass mobile End‑
geräte bei E‑Government in Zukunft an Bedeutung 
gewinnen werden. Die jüngere Generation in Groß‑
britannien ist dabei führend mit 87 Prozent. Entge‑
gen der Überzeugung der jüngeren onliner erwar‑
tet in Großbritannien lediglich jeder zweite Befragte 
über 54 Jahre, dass mobile Endgeräte zukünftig an 
Bedeutung gewinnen werden. 

Die tendenz, dass jüngere Befragte die Bedeutung 
von mobilen Geräten höher einschätzen, ist in Ös‑
terreich nicht zu erkennen. Vielmehr sind es hier die 
älteren internetnutzer, die die rolle der Smartpho‑
nes höher bewerten.insgesamt zeigen die Ergeb‑
nisse, dass die Mehrheit der onliner davon über‑
zeugt ist, dass E‑Government‑Angebote zukünftig 
auch mobil genutzt werden. Somit müssen Behör‑
den sicherstellen, dass Angebote nicht nur im inter‑
net erreichbar sind – vielmehr muss gewährleistet 
werden, dass diese auch auf die nutzung mobiler 
Endgeräte zugeschnitten sind.

weniger mehr
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